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3. Das Recht jedes Staates, ausländisches Eigentum zu 
nationalisieren und Fragen der Entschädigung nach seinem 
Recht zu regeln und im Streitfall durch seine Gerichte zu 
entscheiden.

Zu Recht wird hier als Grundbedingung für die Reali­
sierung der Souveränität über die Naturreichtümer immer 
wieder auf die nationale Rechtshoheit, die Respektierung 
der Souveränität zurückgegriffen. Gerade dagegen richten 
sich imperialistische Theorien und Praktiken, die fremde 
Hoheitsakte, die in Ausübung der nationalen Souveränität 
über Naturreichtümer ergehen, der Nachprüfung durch 
ausländische Gerichte oder Schiedsgerichte unterwerfen 
oder die nationale Gesetzgebung nur insoweit respektieren, 
als sie mit angeblichen Grundsätzen des Völkerrechts über­
einstimmt — Grundsätzen, die aus der Praxis kapitalisti­
scher Staaten abgeleitet werden. Ein Beispiel dafür ist die 
Konvention der Weltbank über die Beilegung von Investi­
tionsstreitigkeiten19 oder der Schiedsspruch von Dupuy im 
libysch-amerikanischen Erdölstreit.20 Solange von kapitali­
stischen Industriestaaten und ihren Schiedsgerichten be­
hauptet wird, daß Nationalisierungen ohne prompte, adä­
quate und effektive Entschädigung völkerrechtswidrig 
sind, wird auf diese Weise die nationale Souveränität über 
Naturreichtümer den Gesetzen der freien Marktwirtschaft 
untergeordnet, d. h. sie wird praktisch aufgehoben. Die 
Übertragung solcher Grundsätze des bürgerlichen Frem­
denrechts auf das gegenwärtige Völkerrecht steht im offe­
nen Widerspruch zum Prinzip der souveränen Gleichheit 
und würde eine Verewigung der ökonomischen Ausbeu­
tung durch die ehemaligen Kolonialmächte bedeuten.

Souveräne Gleichheit der Staaten 
und völkerrechtliche Verantwortlichkeit

Die Durchsetzung des Prinzips der souveränen Gleichheit 
als Organisationsprinzip der friedlichen internationalen 
Zusammenarbeit von Staaten unterschiedlicher Gesell­
schaftsordnung führt auch im Bereich der völkerrechtr 
liehen Verantwortlichkeit zu interessanten Veränderun­
gen. Das betrifft die Herausbildung internationaler Ver­
brechen, die Ausklammerung des Immunitätseinwandes 
bei Kriegs- und Menschlichkeitsverbrechen (einschließlich 
des Apartheidverbrechens) sowie die Ausweitung und kon­
krete Ausgestaltung des Grundsatzes, daß die Staaten da­
für verantwortlich sind, daß von ihrem Hoheitsbereich 
keine Aktivitäten ausgehen, die die Souveränität oder 
Sicherheit anderer Staaten beeinträchtigen. Als Beispiele 
seien erwähnt die Verantwortlichkeit der Staaten nach der 
Definition der Aggression vom 14. Dezember 1974 sowie 
nach dem Vertrag über das Verbot der Kernwaffenver­
suche in der Atmosphäre, im kosmischen Raum und unter 
Wasser vom 5. August 1963, die Verantwortlichkeit der 
Staaten für die Rekrutierung von Söldnern innerhalb ihres 
Hoheitsgebietes und schließlich die in Art. 30 der Charta 
der ökonomischen Rechte und Pflichten der Staaten bestä­
tigte Pflicht der Staaten, „zu gewährleisten, daß Tätigkei­
ten, die in ihrem Hoheitsbereich oder unter ihrer Kontrolle 
durchgeführt werden, der Umwelt anderer Staaten oder 
Gebieten außerhalb der Grenzen nationaler Jurisdiktion 
keinen Schaden zufügen“.

Was wir hier beobachten, ist eine erhebliche Auswei­
tung der Verantwortlichkeit der Staaten für Akte, die sich 
gegen die Souveränität der Staaten, das Selbstbestim­
mungsrecht der Völker oder die internationale Sicherheit 
richten oder diese gefährden können. Die Verantwortlich­
keit der Staaten wird in diesen Fällen praktisch dadurch 
erweitert, daß die völkerrechtliche Verpflichtung selbst 
sich auf die Verhinderung eines bestimmten Ereignisses 
bezieht, gleichgültig, ob es von staatlichen Organen oder 
Privaten verursacht wird.21

Solche Regeln dienen der Durchsetzung des Prinzips 
der souveränen Gleichheit. Sie erhalten besondere Bedeu­
tung unter den Bedingungen der Existenz von Staaten mit

unterschiedlicher Gesellschaftsordnung. Sie wirken einer 
Politik der imperialistischen Staaten entgegen, sich ihren 
völkerrechtlichen Verpflichtungen mit dem Hinweis dar­
auf zu entziehen, daß es sich um Handlungen Privater, um 
die Ausübung bürgerlicher Freiheiten handelt. Das Völ­
kerrecht garantiert nicht die bürgerlichen Freiheiten des 
Privateigentümers, sondern das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker und die souveräne Gleichheit der Staaten. Die 
Gewährleistung der Gegenseitigkeit grundlegender völ­
kerrechtlicher Verpflichtungen ist nur unter strikter Ach­
tung der souveränen Gleichheit der Staaten möglich. Das 
erfordert den Ausbau des Schutzes gegenüber der ökono­
mischen Willkür der Monopole.

Es ist eine wichtige Aufgabe der sozialistischen Völker­
rechtswissenschaft, im einzelnen darzustellen, wie im posi­
tiven Völkerrecht das Prinzip der souveränen Gleichheit 
der Staaten seine Funktion als Organisationsprinzip der 
gegenwärtigen internationalen Gesellschaft erfüllt. Das er­
möglicht es, in der theoretischen Auseinandersetzung die 
angeblich modernen Anti-Souveränitätskonzeptionen der 
bürgerlichen Völkerrechtsdoktrin als das ewig Gestrige zu 
demaskieren: als immer neue Versuche, die Herrschaft des 
Kapitals gegenüber dem Selbstbestimmungsrecht der Völ­
ker zu verewigen. 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21
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